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Am 30. August 2009 wird in Bandenburg
und Sachsen der Landtag gewählt – zum
fünften Mal seit der deutschen Einheit. In
beiden Parlamenten sitzt eine rechtsextre-
mistische Fraktion, in Brandenburg seit
1999 die der „Deutschen Volksunion“
(DVU), im sächsischen Freistaat die der
„Nationaldemokratischen Partei Deutsch-
lands“ (NPD). Ob das auch nach der nächs-
ten Wahl der Fall ist? Im Ausblick auf diese
Wahlen verdient eine Neuerscheinung be-
sonderes Interesse.

Sebastian Rehse, Die Oppositionsrolle
rechtsextremer Protestparteien. Zwischen
Anpassung und Konfrontation in Branden-
burg und Sachsen; Nomos Baden-Baden
2008, 329 S., 44 Euro.

Die neuen Bundesländer bieten aus soziali-
sationsbedingten (die DDR war keine welt-
offene Gesellschaft) und aus situativen
Gründen (die ökonomische Lage ist weiter-
hin deutlich schlechter als im Westen)
Rechtsaußenparteien bessere Chancen. Im
Jahre 1998 war die DVU mit 12,9 Prozent
der Stimmen in den Landtag von Sachsen-
Anhalt eingezogen und hatte dort ein jäm-
merliches Bild geboten.

Sie war mehr mit sich als mit den Kontra-
henten beschäftigt.

Das aus einer politikwissenschaftlichen
Dissertation bei Everhard Holtmann (er hat-
te die DVU nach ihrem Erfolg in Sachsen-
Anhalt untersucht1) hervorgegangene Buch
von Sebastian Rehse analysiert instruktiv
die Oppositionsrolle der DVU im Landtag
von Brandenburg und die der NPD in dem
von Sachsen. Für den Untersuchungszeit-
raum wählt er bei der DVU die Jahre 1999
bis 2001, bei der NPD die Jahre 2004 bis
2006. Auf diese sinnvolle Weise wird je-
weils die Anfangszeit der Parteien im Land-
tag erfasst. Der Autor, vergleichend und me-
thodisch anspruchsvoll vorgehend, berück-
sichtigt nicht nur parlamentsinterne (z. B.
Gesetzentwürfe) und parlamentsexterne (z.
B. Aufzeichnungen von Reden) Quellen,
sondern stellt auch eigene Erhebungen an
(Leitfadeninterviews mit Abgeordneten aller
Fraktionen in den Landtagen sowie Ver-
wendung von Fragebögen). So ist eine Ar-
beit entstanden, die die bisherigen Studien
zum Rechtsextremismus in den Landtagen
in den Schatten stellt.2

Der Verfasser, nun Referent in der
Staatskanzlei Sachsen-Anhalt, nimmt eine
differenzierte Analyse der Funktionen von
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Oppositionsfraktionen in parlamentarischen
Regierungssystemen vor (Kritik-, Kontroll-
und Alternativfunktion). Beide Parteien –
DVU wie NPD – gehören nicht zu einer sys-
temloyalen Opposition, stehen nicht auf
dem Boden einer freiheitlichen Ordnung.
Bei den politikwissenschaftlichen Erklä-
rungsangeboten für die dritte Welle rechts-
extremer Mobilisierung stellt der Autor vor
allem auf die gewachsenen Gelegenheits-
strukturen (z.B. nachlassende Integrations-
fähigkeit der großen Parteien) ab. Die An-
gebotsstukturen freilich kommen den
Rechtsextremisten nicht entgegen.

Rehse analysiert das Verhalten der bei-
den rechtsextremistischen Parteien (im Ple-
num und in den Ausschüssen) ebenso wie
die Reaktionen der Kontrahenten. DVU und
NPD zeichnen sich im Plenum durch popu-
listische Ressentiments aus. Die Initiativen
der Parteien liefen oft auf Provokation hin-
aus. Hingegen hielten sie sich in den nicht-
öffentlich tagenden Ausschüssen zurück.
Die Rolle der provokativ auftretenden NPD
firmiert zu Recht insgesamt als systemfeind-
lich, die der DVU als systemkritisch. Der
parlamentarische Einfluss der rechtsextre-
mistischen Kräfte (die NPD zeigte sich pro-
fessioneller als die DVU) blieb äußerst be-
grenzt – auch wegen des Verhaltens der
anderen Parteien.

Diese entschlossen sich zu einem kon-
zertierten Vorgehen gegen DVU und NPD.
So reagierten in Brandenburg die parlamen-
tarischen Geschäftsführer der anderen Par-
teien auf Initiativen der DVU kurz und bün-
dig, ohne inhaltliche Akzentsetzung, um
keine Aufwertung der Partei zuzulassen.
Wie es ein CDU-Abgeordneter ausdrückte:
„Meine Politik war immer – und die habe
ich durchgesetzt: Kein Forum, „ins Leere
lassen“; sie nicht ernst nehmen, Redebeiträ-
ge so kurz wie möglich halten. Ich habe
immer nur wenige Sekunden gesprochen.
[...] Wir haben sie in Watte laufen lassen.
Und ich sage das hier: Es gab immer eine

unausgesprochene Verständigung mit der
Landespresse. Es war [...] ein ungeschriebe-
nes Gesetz, eine ungeschriebene Regel, dass
die darüber auch nicht berichtet haben. Erst
mit der neuen Wahlperiode, ab 2004, gab es
Kräfte, auch in der öffentlichen Wahrneh-
mung, die plötzlich über die DVU berichtet
haben“ (S. 223). In der Tat ist die „Verwei-
gerung inhaltlicher Debatten“ (S. 250) un-
angemessen.

In Sachsen kam es zu einer Vereinba-
rung der anderen fünf Fraktionen. Jeweils
ein Vertreter der Koalition und der Opposi-
tion nahm zu den Initiativen der NPD Stel-
lung.3 Rehse kritisiert vorsichtig und völlig
zu Recht, auf diese Weise werde „der für
ein parlamentarisches Regierungssystem
kennzeichnende strukturelle Gegensatz zwi-
schen Regierungsmehrheit und Opposition
(dadurch) stellenweise überlagert“ (S. 236).
Vor allem, und das kommt bei dem Autor
nicht angemessen zur Sprache, firmiert die
PDS (bis 2005), die Linkspartei (bis 2007)
und die LINKE (seit 2007) nun gleichsam
als „demokratisch“. Der antiextremistische
Konsens erfährt so eine Aushebelung, wie-
wohl diese Partei in demokratietheoretischer
Hinsicht mit ihrem „weichen“ Extremismus
nicht auf einer Stufe steht wie die NPD mit
ihrem „harten“.

Die DVU und die NPD verhalten sich
nicht den Prinzipen der demokratischen Zi-
vilgesellschaft entsprechend. Das ist wahr,
und wer dies leugnet, setzt sich dem Ver-
dacht aus, die Positionen solcher Parteien,
wenn nicht zu rechtfertigen, so doch zu ver-
harmlosen. Gleichwohl sollten sich die Re-
präsentanten der demokratischen Parteien
im Interesse der parlamentarischen Demo-
kratie keineswegs kollektiv mit den Rechts-
extremisten auseinandersetzen. Bisher konn-
ten die „von DVU und NPD vorgelegten
Initiativen nicht mehr zum Gegenstand einer
inhaltlichen Auseinandersetzung mit der
Regierung werden“ (S. 247). Das schadet
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den auf Wettbewerb angelegten Struktur-
prinzipien des parlamentarischen Systems.
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